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Vorwort 

Der Zivilprozeß der ZPO ist ein Zweiparteienprozeß. Einem Kläger steht ein Be-
klagter gegenüber; und selbst wenn auf der einen oder der anderen Seite mehrere 
Personen beteiligt sind, sind sie mit den Parteien der Gegenseite durch je isolierte 
Prozeßrechtsverhältnisse verbunden. Werden aber innerhalb eines Personenver-
bands Meinungsverschiedenheiten vor Gericht ausgetragen, so sind hieran häufig 
mehrere Verbands- und/ode Organmitglieder beteiligt. Es fällt schwer, das mehr-
seitige materielle Rechtsverhältnis im Zweiparteienprozeß abzubilden. 

Die vorliegende Arbeit, die im Sommersemenster 2002 von der Juristischen Fa-
kultät der Ruprechts-Karl-Universität Heidelberg als Habilitationsschrift ange-
nommen wurde, versucht, die einschlägigen Streitigkeiten rechtsformübergreifend 
für alle Handelsgesellschaften in Prozeßmodelle zu verarbeiten, die einerseits eine 
rationelle Erledigung des Rechtsstreits sicherstellen, ohne aber andererseits das 
rechtliche Gehör der Beteiligten zu verkürzen. Die Aussagen dieser Schrift verste-
hen sich durchweg als solche der lex lata. Zu rechtspolitischen Fragen wird nicht 
Stellung genommen - namentlich nicht zu den möglichen Vorzügen und Grenzen 
einer Einzelklagebefugnis des Aktionärs auf Schadensersatz gegen Mitglieder der 
Verwaltungsorgane nach dem Vorbild der amerikanischen derivative suit. Ebenso-
wenig wird Postion bezogen zu Fragen, deren Problemschwerpunkt eher im kau-
telarjuristischen Bereich anzusiedeln ist - namentlich nicht zur Frage, ob und mit 
welchen Verfahrenskautelen Beschlußmängelstreitigkeiten vor Schiedsgerichten 
ausgefochten werden können. Rechtsprechung und Literatur sind durchgängig bis 
Mitte 2003, vereinzelt auch darüber hinaus berücksichtigt. 

Mein besonderer Dank gilt an erster Stelle meinem verehrten Habilitationsvater, 
Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Hommelhoff, der mich auf vielfältige Weise geför-
dert hat - zunächst, indem ich als Assistent an seinem Lehrstuhl tätig sein durfte, 
sodann, indem er meine Bemühungen um ein Habilitationsstipendium bei der 
DFG durch ein Gutachten unterstützt hat, und schließlich, indem er die vorliegen-
de Arbeit im Frühjahr 2002 mit außergewöhnlicher Geschwindigkeit gelesen und 
ungeachtet des Zeitdrucks, den er sich dabei selbst gesetzt hat, ein in hohem Maße 
profundes Erstgutachten erstattet hat. Dank sagen möchte ich auch Herrn Prof. 
Dr. Thomas Pfeiffer für die rasche Erstattung des Zweitgutachtens sowie beiden 
Berichterstattern für die wertvollen Anregungen in den Voten. Ebenso sei an dieser 
Stelle Herrn Prof. Dr. Herbert Roth gedankt, der ebenso wie Herr Prof. Hommel-
hoff in einem Gutachten meine Bewerbung um ein Habilitationsstipendium bei 
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der DFG befürwortet hat. Der DFG schließlich gebührt mein Dank dafür, daß sie 
mit dies Stipendium großzügig insgesamt drei Jahre lang gewährt hat. 

Dank sagen möchte ich ferner Frau Rechtsanwältin Corinna Mickel dafür, daß 
sie sich der Mühe unterzogen hat, den ersten Komplettentwurf der Arbeit, der im-
merhin damals schon 379 Manuskriptseiten umfaßte, sorgfältig durchzulesen. Ihr 
verdanke ich zahlreiche wertvolle Hinweise. Frau stud. iur. Miriam Nabinger dan-
ke ich für das Korrekturlesen des gesamten Manuskripts sowie Herrn stud. iur. 
Marcel Templin für die Bearbeitung des Sachverzeichnisses. Besonders danken 
möchte ich schließlich zwei Personen, welche die notwendigen technischen Arbei-
ten für mich geleistet haben: Herrn Dr. Kurt Bruch dafür, daß er mir zur Herstel-
lung des Korrekturexemplars sowie einer ausreichenden Anzahl von Umlaufexem-
plaren im Habilitationsverfahren die Kapazitäten seiner Druckerei kostenlos zur 
Verfügung gestellt hat; und seinem Angesteilen, Herrn Emil Yaman, daß er im 
Frühsommer 2002 ein ganzes Wochenende geopfert hat, um die rechtzeitige Her-
stellung der Umlaufexemplare sicherzustellen. 

Mehr als Dank schulde ich meinen Eltern, deren bedingungsloser Rückhalt mir 
in den langen Jahren meiner Qualifikationsphase stets eine unschätzbare Hilfe 
war. Ihnen widme ich diese Arbeit. 

Berlin, im Mai 2005 Mart in Schwab 
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Einleitung 

Der auf Dauer angelegte Betrieb eines Unternehmens durch mehrere Personen in 
der Rechtsform einer Handelsgesellschaft (OHG, KG, GmbH, AG) kann zum 
Schauplatz einer Fülle von Konflikten werden: 
- So mag ein Gesellschafter seine Einlage oder sonstige gesellschaftsvertraglich ge-

schuldete Beiträge schuldig bleiben oder gar durch vertragswidriges Verhalten 
Gesellschaftsvermögen Schaden zufügen. Ein Mitgesellschafter mag angesichts 
dessen darauf dringen, daß der Beitrag geleistet bzw. der Schaden ersetzt wird. 

- Es mag zu Zerwürfnissen unter den Gesellschaftern kommen, die eine Fortset-
zung der Gesellschaft insgesamt unzumutbar erscheinen lassen; dann wird ein 
Gesellschafter, der in der Fortsetzung keinen Sinn mehr erblickt, die Auflösung 
betreiben. Die Zwietracht unter den Gesellschaftern mag überwiegend von ei-
nem bestimmten Gesellschafter provoziert worden sein; dann werden die übri-
gen seiner weiteren Beteiligung an der Gesellschaft ein Ende bereiten wollen. 
Unter den übrigen Gesellschaftern mag seinerseits Streit darüber entstehen, ob 
und wie gegen den Störenfried vorgegangen werden soll. 

- Es mag zu Meinungsverschiedenheiten in Angelegenheiten des gemeinsam be-
triebenen Unternehmens kommen. Schreibt die Verbandsverfassung einstimmi-
ge Beschlußfassung durch alle Gesellschafter vor, so mag ein einzelner Gesell-
schafter eine wichtige unternehmerische Maßnahme blockieren, so daß die übri-
gen seine Zustimmung erzwingen wollen. Wo andererseits das Mehrheitsprin-
zip gilt, wird die überstimmte Minderheit nicht selten geltend machen, der 
mehrheitlich gefaßte Beschluß verstoße gegen das Gesetz oder gegen den Gesell-
schaftsvertrag. Neben diesen Konflikten auf horizontaler können solche auf ver-
tikaler Ebene treten, nämlich zwischen Gesellschafter und Geschäftsführung 
über die Vereinbarkeit einer Geschäftsführungsmaßnahme mit Gesetz oder Sat-
zung. 

- In der Aktiengesellschaft erfordert darüber hinaus die Ausrichtung der Ver-
bandsverfassung auf ein anonymes Anlegerpublikum eine mehrstufige Verwal-
tungsorganisation: Die Unfähigkeit der Anleger, die Verwaltung ihres Invest-
ments durch den Vorstand effektiv zu kontrollieren, macht die Einrichtung eines 
Aufsichtsrats notwendig1. Die Existenz mehrerer Verwaltungsorgane zwingt 
den Gesetzgeber zu einer näheren Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen bei-
den, insbesondere zur präzisen Zuweisung von Kompetenzen; über deren Ab-

1 Näher Hommelhoff, ZHR 153 (1989), 181, 195ff. 



2 Einleitung 

grenzung können zwischen den verschiedenen Organen2 ebenso Meinungsver-
schiedenheiten entstehen wie zwischen den Mitgliedern einzelner Organe. 

Werden derartige Streitigkeiten, deren vorstehende Aufzählung keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt, vor Gericht ausgetragen, so verkompliziert sich ihre 
prozessuale Einkleidung dadurch, daß nicht allein die an ihnen beteiligten Perso-
nen (Gesellschafter bzw. Organwalter) als Prozeßparteien in Betracht kommen. 
Vielmehr ist auf der Grundlage des Vertrags eine Organisation aufgerichtet wor-
den und in der Folgezeit als selbständiges soziales Gebilde ins Leben getreten3. Die-
ser weist das Gesetz in unterschiedlicher Intensität die Fähigkeit zu, selbständig 
Träger von Rechten und Pflichten zu sein: AG und GmbH sind juristische Perso-
nen und vollständig von ihren Mitgliedern verselbständigt; O H G und K G hängen 
demgegenüber zwar in ihrem Bestand davon ab, daß mindestens zwei Gesellschaf-
ter an ihr beteiligt sind, doch ist auch ihnen in § 124 I H G B eigenständige Rechtsfä-
higkeit zugewiesen. Für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts wird bis in die jüngs-
te Zeit eine intensive Diskussion darüber geführt, ob - und wenn ja, unter welchen 
Voraussetzungen - sie ebenfalls als eigenständiges Zuordnungssubjekt von Rech-
ten und Pflichten angesehen werden kann4 . So ist an einigen Stellen die Prozeßbe-
teiligung der Gesellschaft anstelle der materiell vom Konflikt betroffenen Mitglie-
der ausdrücklich vorgeschrieben: Die aktienrechtliche Beschlußmängelklage rich-
tet sich gegen die Gesellschaft (§ 2 4 6 II 1 AktG), die anstelle der die Abstimmungs-
mehrheit stellenden Aktionäre den angegriffenen Beschluß verteidigt; die Auflö-
sungsklage in der GmbH richtet sich gegen die Gesellschaft und nicht gegen den 
sich der Auflösung widersetzenden Gesellschafter ( § 6 1 II GmbHG). Die Einlage 
der Aktionäre wird vom Vorstand im Rahmen der Gesellschaft eingefordert (§ 63 I 
1 AktG), die der GmbH-Gesellschafter vom Geschäftsführer nach Maßgabe eines 
Gesellschafterbeschlusses (§ 46 Nr. 2 GmbHG). Darüber hinaus wird aber die Par-
teirolle der Gesellschaft in zahlreichen weiteren, gesetzlich nicht geregelten Streit-
fällen diskutiert: So soll die Beschlußmängelklage auch im GmbH-, nach Ansicht 
einiger Autoren sogar im OHG/KG-Recht gegen die Gesellschaft zu richten sein5; 
die Ausschlußklage in der GmbH soll von dieser und nicht wie in der O H G (§ 140 
HGB) von den übrigen Gesellschaftern erhoben werden müssen6; die Aktionärs-
klage soll gegen die Gesellschaft und nicht gegen den Vorstand zu richten sein7; 
und an den Organstreitigkeiten soll bald als Beklagte, bald als Klägerin die Gesell-

2 Zur Frage, inwieweit Organe als solche an Rechtsverhältnissen beteiligt sein können, unten 
§ 10 B. 

3 K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 1997, S.79ff . , insbes. S. 81; Schütz, Sachlegitimation, 
S. 98 ff., 137ff. 

4 Siehe dazu aus jüngerer Zeit: Zöllner, FS Gernhuber, 1993, S. 563ff. ; Raiser, AcP 194 (1994), 
495ff. ; Timm, NJW 1995, 3209ff . ; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, S.203ff . ; Ulmer, AcP 198 
(1998), 113ff.; neuestens BGH N Z G 2001, 330. 

5 Näher dazu ausführlich § 6 E, § 7 B. 
6 Unten § 3 A. 
7 Unten § 1 B VII 4. 
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schaft beteiligt sein8 . Aber auch soweit Klagen der Gesellschafter untereinander 
diskutiert werden, sind breite Ausführungen der Frage gewidmet, wie sich diese 
mit der Kompetenzordnung innerhalb der Gesellschaft vertragen. 

Während die bereits angedeuteten Problemfelder - actio pro socio, Ausschluß-
und Auflösungsklage, Beschlußmängelstreitigkeiten, Aktionärsklage, Organstreit 
- je für sich gesehen intensiv und z.T. hoch kontrovers diskutiert werden, existie-
ren noch kaum Versuche, nach problemübergreifenden Prinzipien zu suchen, mit 
denen die Parteirolle der Gesellschaft erklärt werden kann und aus denen sich 
dann u.U. Lösungsvorschläge für die Einzelprobleme ableiten lassen9 : Ist jene Par-
teirolle eine Konzession an Bedürfnisse der Prozeßökonomie und der Praktikabili-
tät, um ohne die (möglicherweise umständliche) Beteiligung aller Gesellschafter zu 
einer einheitlichen Entscheidung zu gelangen? Oder ist sie im Interesse der wirk-
lichkeitsgetreuen Spiegelung der materiellen Rechtsverhältnisse erforderlich, weil 
wegen der rechtlichen Verselbständigung der Gesellschaft die Rechtsbeziehungen 
unter den Gesellschaftern, zwischen Gesellschaftern und Organen/-mitgliedern 
und zwischen den Organen/-mitgliedern an sich durch die Rechtsbeziehung zwi-
schen Mitglied (bzw. Organ/-mitglied) und Verband überlagert oder gar ersetzt 
werden? Die Beklagtenrolle der Gesellschaft nach § 2 4 6 II 1 AktG könnte man bei-
spielsweise einerseits als eine Konzession an Bedürfnisse der Prozeßökonomie er-
klären: Es sei praktisch unmöglich, alle beschlußfassenden Mitakt ionäre zu ver-
klagen. Andererseits könnte man aber auch argumentieren, der Gesellschaft selbst 
falle die behauptete Rechtsverletzung zur Last, da die Hauptversammlung als Or-
gan für sie gehandelt habe 1 0 ; diese Überlegung wäre eine materiellrechtliche. So 
gestellt, erweist sich die Frage nach dem Sinn der Parteirolle der Gesellschaft als 
Bestandteil einer noch allgemeineren und grundlegenderen Problemstellung: Ord-
net sich das Prozeßrecht den materiellrechtlichen Strukturen unter oder übt es ei-
genständigen Einfluß auf die Einkleidung gesellschaftsinterner Streitigkeiten in ein 
zivilgerichtliches Verfahren aus - möglicherweise gar mit Rückwirkungen auf die 
materiellrechtliche Analyse verbandsinterner Rechtsverhältnisse? 

Das Anliegen dieser Arbeit, einen solchen problemübergreifenden Lösungsan-
satz anzubieten, ist im Schrifttum als Aufgabe der Rechtsfortbildung bereits er-
kannt worden. Die Frage nach der richtigen Prozeßpartei resultiert aus einem 
Spannungsverhältnis zwischen dem materiellen Verbandsrecht als der Ausgestal-
tung multipolarer, in vielfältiger Weise voneinander abhängiger Rechtsbeziehun-
gen einerseits und der Konzeption des deutschen Zivilprozesses als Zweiparteien-
prozeß andererseits1 1 . So ist zweckmäßigerweise ein Beschluß der Haupt- oder Ge-
sellschafterversammlung entweder allen Mitgliedern und Organen gegenüber 
wirksam oder überhaupt nicht. Dieser Befund hat zu der Forderung geführt, das 

8 Im einzelnen unten § 10 B. 
' Ansätze zu einer derart übergreifend konzipierten Fragestellung bei Joost, ZGR 1984, 71 ff., 

dort freilich beschränkt auf GmbH. 
10 Zu dieser Kontroverse unten § 5 C. 
11 Vgl. Wiedemann, Organverantwortung, S.42; Pflugradt, Leistungsklagen, S. 109. 
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sachliche und das Verfahrensrecht müßten vom bilateralen Vertrags- zum multila-
teralen Organisationsmodell durchstoßen und die vorgegebenen Rechtsinstitute 
dafür entweder anpassen oder weiterentwickeln12. 

12 Wiedemann, Organverantwortung, S .42; dem folgend Pflugradt, Leistungsklagen, S. 109. 



§ 1 Die mitgliedschaftliche Kompetenzschutzklage 

A. Problemstellung 

Der BGH hatte im berühmten Fall Holzmüller über folgenden Sachverhalt zu be-
finden1: 

Der Kläger war Minderheitsaktionär der beklagten AG, deren Unternehmensgegenstand im 
Betrieb einer Umschlag- und Lagerungsanlage für Holz sowie in der Vermittlung, Durchfüh-
rung und Finanzierung von Holzgeschäften bestand. Daneben unterhielt die AG einen See-
hafenbetrieb, der substanz- und ertragsmäßig den weit überwiegenden Teil des Gesell-
schaftsunternehmens ausmachte. Diesen Seehafenbetrieb gliederte der Vorstand der AG 
aus, indem er dessen gesamte Aktiven und Passiven auf eine neu gegründete KGaA übertrug. 
Komplementärin dieser KGaA war eine ebenfalls neu gegründete GmbH. Die AG hielt das 
gesamte Stammkapital der Komplementär-GmbH sowie das gesamte Kommanditkapital 
der KGaA. Der Kläger wandte sich hiergegen mit der Begründung, einen so tief reichenden 
Eingriff in die bisherige Unternehmensstruktur habe der Vorstand nicht aus eigener Kompe-
tenz vornehmen dürfen; er sei vielmehr verpflichtet gewesen, hierüber einen Beschluß der 
Hauptversammlung herbeizuführen. 

Der BGH gab dem Kläger im Kern recht: Die Ausgliederung des Seehafenbetriebs 
stellte auch nach seiner Ansicht eine Maßnahme von so großer Tragweite dar, daß 
der Vorstand die Hauptversammlung hätte beteiligen müssen; sein Ermessen, Ge-
schäftsführungsfragen nach § 1 1 9 II AktG der Hauptversammlung vorzulegen, 
habe sich im konkreten Fall zu einer Vorlagepflicht verdichtet2. Hieraus folgerte 
der BGH einen Anspruch des Aktionärs, eine solche Maßnahme nicht ohne jene 

1 BGHZ 83, 122. 
2 BGHZ 83, 122,131. Die Herleitung der Vorlagepflicht aus § 119 II (für sie auch OLG Mün-

chen DB 2001, 747f.; OLG Celle ZIP 2001, 613, 615; LG Frankfurt ZIP 1997, 1698, 1700; AG 
2001,431,433) AktG erscheint nicht unproblematisch, was aber hier nicht näher vertieft werden 
kann; vgl. zur Kritik Lutter, FS Stimpel, S. 825, 843; ders., FS Fleck, S. 169,192; Mülbert, Aktien-
gesellschaft, S. 395f.; Reinisch, Ausschluß, S.71; Thomas ZGR 1985, 365, 374f.; Weißhaupt, 
NZG 1999, 804, 806f.; Westermann, ZGR 1984, 352, 364f. Neuerdings sieht der BGH unge-
schriebene Hauptversammlungskompetenzen als „Ergebnis einer offenen Rechtsfortbildung an 
(ZIP 2004, 993, 997); sie kämen nur in Betracht, wenn die betreffende Maßnahme eine Satzungs-
änderung erfordere (a.a.O., S.998; zustimmend Altmeppen, ZIP 2004, 999, 1000; Bungert, BB 
2004, 1345, 1347, 1351; Führmann, AG 2004, 339, 341f.; NZG 2004, 585, 589; Just, EWiR 
2004, 573, 574; Lenenbach, WuB II A. § 119 AktG 1.04; teilweise kritisch Fleischer, NJW 2004, 
2335,2337f.; Noack, WM 2004,162,163; Simon, DStR 2004,1528,1529ff.). Für das Delisting 
postuliert der BGH eine Hauptversammlungskompetenz nach Art. 14 GG (ZIP 2003,387, 389ff., 
sympathisierend K. Schmidt, NZG 2003, 601, 603; Wilsing/Kruse-, WM 2003, 1110, 1111; kri-
tisch Adolf/Tieves, BB 2003, 797, 800). Vgl. zum Streit um die dogmatische Einordnung unge-
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Beteiligung der Hauptversammlung zu treffen. Vorliegend war freilich die Maß-
nahme vom Vorstand bereits durchgeführt worden. Einen Anspruch auf Rückgän-
gigmachung schloß der BGH zwar nicht kategorisch aus3, wohl aber verneinte er 
ihn im konkreten Fall deshalb, weil der Kläger ihn zu spät geltend gemacht hatte4. 
Zum Ausgleich sprach der BGH dem Kläger einen Anspruch darauf zu, daß der 
Vorstand für Kapitalerhöhungen in den Tochtergesellschaften die Zustimmung 
der Hauptversammlung der AG einholte, und zwar mit derjenigen Mehrheit, wel-
che auch für eine Kapitalerhöhung in der beklagten AG selbst erforderlich wäre. 

Diese Konstellation wird unter dem Leitbegriff der „Aktionärsklage" geführt5. 
Ihre praktische Relevanz ist jedoch keinesfalls auf die AG beschränkt: Ebenso mag 
sich der Geschäftsführer einer GmbH über die Entscheidungsbefugnisse der Ge-
sellschafterversammlung oder der geschäftsführende Gesellschafter einer Perso-
nenhandelsgesellschaft über die Mitwirkungsrechte seiner Mitgesellschafter hin-
wegsetzen. So mag etwa ein geschäftsführender Gesellschafter ein außergewöhnli-
ches Geschäft ohne den nach § 116 II HGB erforderlichen Beschluß vornehmen; 
dann können die übrigen Gesellschafter Unterlassung der Maßnahme verlangen 
und hierauf klagen6. Das OLG Koblenz hielt die Gesellschafter einer GmbH für 
berechtigt, von der Geschäftsführung die Unterlassung des Vollzugs von Verträgen 
zu verlangen, welche ohne die erforderliche Zustimmung eines fakultativen Auf-
sichtsrats vorgenommen waren7. Das OLG Stuttgart stellte auf Antrag eines Kom-
manditaktionärs fest, daß der Verkauf eines Unternehmensteils, der sich als einer 
von zwei Standbeinen der Gesellschaft darstellte, durch den persönlich haftenden 
Gesellschafter der Zustimmung der Hauptversammlung bedürfe, weil durch den 
Verkauf der statutarische Unternehmensgegenstand unterschritten werde73. Eine 
Bestimmung in der Satzung einer GmbH, wonach die Vergütung derjenigen Ge-
sellschafter, die kraft Sonderrechts Geschäftsführer sind, nur einstimmig geändert 
werden kann, verpflichtet nach Ansicht des BGH alle diese Gesellschafter, die Ent-
gegennahme einer höheren Vergütung aus dem Gesellschaftsvermögen zu unter-
lassen, bis ein solcher Beschluß gefaßt ist7b. In gleicher Weise mag es vorkommen, 
daß die Gesellschafter/Aktionäre tatsächlich etwas beschlossen haben und das Ge-
schäftsführungsorgan gleichwohl eine gegenteilige Maßnahme trifft oder einfach 

schriebener Hauptversammlungskompetenzen zuletzt Hüffer, FS Ulmer, S.279ff. ; Liebscher, 
ZGR 2005, 1 ff.; Reichert, AG 2005, 150, 152f. 

3 BGHZ 83, 122, 133ff. 
4 BGHZ 83, 122, 135f. Die Frage einer Befristung der Kompetenzschutzklage kann wegen ih-

res Zusammenhangs mit anderen hier behandelten Problemfeldern erst in einem späteren Ab-
schnitt dieser Arbeit behandelt werden. Siehe unten § 8 C III. 

5 Vgl. einstweilen nur Brondics, Aktionärsklage, passim; Schulz-Gardyan, Aktionärsklage, 
passim; Roth, FS Henckel, S.707ff. passim. 

6 Röhricht-v.Gerkan, HGB, § 116 Rn.5; Schlegelberger-Martens, HGB, § 116 Rn.22; Staub-
Ulmer, HGB, § 1 1 6 Rn.19. 

7 OLG Koblenz NJW-RR 1991, 487, 488f. 
7a OLG Stuttgart DB 2003, 1994, 1946f.; zustimmend Fett/Förl, NZG 2004, 210, 215; kri-

tisch Wagner, DStR 2004, 469, 470. 
7 b BGH NJW-RR 2004, 899, 900. 
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untätig bleibt. So gab der BGH der Klage eines Kommanditisten statt, der vom Ge-
schäftsführer verlangte, einen ordnungsgemäß gefaßten Beiratsbeschluß auszu-
führen8. 

Soweit für die GmbH die Diskussion darüber geführt wird, welche Rechte den 
übergangenen Gesellschaftern in derartigen Fällen zustehen, wird häufig der Be-
griff „Gesellschafterklage" gebraucht9. Gleichzeitig ist dieser Begriff als Kurzwort 
für die Beschreibung des Problems geläufig, inwiefern ein einzelner Gesellschafter 
befugt ist, Ansprüche gerichtlich zu verfolgen, die der Gesellschaft zustehen und 
durch Leistung in das Gesellschaftsvermögen zu befriedigen sind. Und in der Tat 
sehen einige Autoren die Klagemöglichkeit des Gesellschafters in beiden Konstel-
lationen in derselben dogmatischen Wurzel begründet10, vermögen in Vorausset-
zungen und Anwendungsbereich kaum einen Unterschied zu erkennen11 und ge-
brauchen daher bewußt den Begriff „Gesellschafterklage" für beide Fallgrup-
pen12. Indes ist beides strikt zu trennen13: Der Aktionär/Gesellschafter, der die 
Mißachtung von Kompetenzen der Haupt-/ Gesellschafterversammlung rügt, 
macht die Verletzung eigener Mitwirkungsrechte geltend; das Verbandsmitglied, 
das die Erfüllung mitgliedschaftlich begründeter Leistungspflichten einfordert, 
klagt demgegenüber, wie zu zeigen sein wird14, ausschließlich aus dem Recht des 
Verbandes. Zur Vermeidung von Mißverständnissen wird hier der Begriff „Gesell-
schafterklage" gänzlich gemieden. Wo ein Gesellschafter Ansprüche der Gesell-
schaft verfolgt, soll anstatt dessen von „actio pro socio" gesprochen werden15; wo 
er die Verletzung eigener Mitwirkungsrechte rügt, wird dagegen, dem rechtsform-
übergreifenden Ansatz der Untersuchung entsprechend, im folgenden der Begriff 
„Kompetenzschutzklage" verwendet. 

8 BGH BB 1970 ,226 ; zustimmend Bork/Oepen, ZGR 2001, 5 1 5 , 5 3 9 ; Flume, Die Personenge-
sellschaft, § 1 4 VII (S.239); Grunewald, Gesellschafterklage, S .33; Wiedemann, FS Schilling, 
S. 1 0 5 , 1 0 8 . Für Verpflichtung der geschäftsführenden Gesellschafter zum Vollzug des Beschlusses 
auch Staub-Ulmer, HGB, § 116 Rn. 18, 23. 

9 Beispielsweise bei Banerjea, Gesellschafterklage, S. 16 f.; Binge, Gesellschafterklage, passim; 
Raiser, Z HR 153 (1989), 1, 29ff . ; Zöllner, ZGR 1988, 392, 420. 

10 Eickhoff, Gesellschafterklage, S. 157; ähnlich Landrock, Innenrechtsstreit, S. 89: Die Aktio-
närsklage baue auf der actio pro socio auf. 

11 Scholz-Emmerich, GmbHG, § 13 Rn.46 . 
12 So ausdrücklich Banerjea, Gesellschafterklage, S. 5f.; Raiser, ZH R 153 (1989), 1, 6; Scholz-

Emmerich, GmbHG, § 13 Rn.46 . 
13 Wie hier Baums, DJT 2000 , S. F 199f., 239f. ; Habersack, Mitgliedschaft, S .14f . , 189ff. ; 

ders., DStR 1998, 533; Hepp-Schwab, Mitgliedschaft, S. 100f.; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, 
§21 V 3 d (S.650f.) . 

14 Unten § 2 B. 
15 Dazu ausführlich unten §2 . 
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B. Zur Charakterisierung des Teilhaberechts 
an Verbandsentscheidungen 

I. Gesetzliche Grundlagen 

Die der Kompetenzschutzklage zugrunde liegende Rechtsbehauptung besteht da-
rin, daß der einzelne Gesellschafter/Aktionär sich in seiner Befugnis beeinträchtigt 
fühlt, an der Entscheidung über die betreffende Maßnahme mitzuwirken. Instru-
ment dieser Mitwirkung ist bei Kapitalgesellschaften das Stimmrecht (§§133 I 
AktG, 47 I GmbHG). Bei Personenhandelsgesellschaften fordert das Gesetz selten 
ausdrücklich einen Gesellschafterbeschluß (wie z.B. im Fall der §§113 , 116 II 
HGB); im übrigen gestaltet es die Mitwirkungsbefugnis des Gesellschafters als Wi-
derspruchsrecht (§§ 115 I HS 2 , 1 6 4 S. 1 HS 2 HGB) aus. Entgegen dem Wortlaut 
des § 164 S.2 HGB steht aber im Falle eines außergewöhnlichen Geschäfts dem 
Kommanditisten nicht nur ein Widerspruchsrecht zu; vielmehr ist er am Beschluß 
der Komplementäre nach § 116 II HGB zu beteiligen16. Außer durch Abstimmung 
kann sich der Gesellschafter aber auch beratend an der Beschlußfassung beteili-
gen. Der Schwerpunkt der nachfolgenden Darstellung liegt auf dem Entschei-
dungsteilhaberecht in Kapitalgesellschaften; Folgerungen für das Recht der Perso-
nenhandelsgesellschaften werden an erforderlicher Stelle ergänzt. 

II. Die Funktion des Entscheidungsteilhaberechts von 
Gesellschaftern und Aktionären 

Mit seiner Berechtigung, durch Abstimmung, aber auch schon durch Teilnahme 
an vorangehenden Aussprachen an der verbandsinternen Willensbildung mitzu-
wirken, ist dem Gesellschafter eine organschaftliche Kompetenz verliehen17. Der 
Begriff „Kompetenz" besagt, daß der Gesellschafter Entscheidungsbefugnisse für 
den Verband ausübt; er impliziert, daß der Gesellschafter als Organwalter rein 
fremdnützig für den Verband handelt und konsequent allein dessen Interesse zur 
Leitlinie seiner Entscheidungsfindung erheben darf. Man hat versucht, die Funkti-
on der mitgliedschaftlichen Entscheidungsteilhabe auf diesen Aspekt der Kompe-
tenz zu beschränken18; doch ist richtigerweise die rechtliche Qualität jener Teilha-
be damit nicht ausgeschöpft. Vielmehr verkörpert das Teilhaberecht auch ein sub-

16 R G Z 158, 302, 307; Baumbach/Hopt, HGB, § 116 Rn.5 , § 164 Rn.2 ; Baumgärtner, Treu-
pflicht, S. 143; Emde, W M 1996, 1205; Nitschke, Personengesellschaft, S .74f . ; Weber, Treubin-
dungen, S .61f . ; Westermann, Handbuch, Rn. I 873. 

17 Häsemeyer, ZHR 144 (1980), 265, 269ff . ; Herne, BB 1996, 489 , 492; einschränkend 
Schütz, Sachlegitimation, S. 115 (organschaftlich, soweit im Gesellschaftsinteresse verliehen). 

18 So namentlich Häsemeyer, Z H R 144 (1980), 265, 269ff . 
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jektives Recht des Gesellschafters1 9 - in dem Sinne nämlich, daß die Ausübung je-
nes Rechts ihm in eigenen Interesse verliehen ist 2 0 . Das Stimmrecht ist m.a.W. sub-
jektives Recht und Organrecht zugleich21. 

Die Struktur mitgliedschaftlicher Rechte und Pflichten zeigt, daß das Verhältnis 
beider Funktionen vom Gegenstand der Entscheidung abhängt, an welcher der 
Gesellschafter jeweils mitwirkt. Bei Beschlüssen in Geschäftsführungsangelegen-
heiten hat der Gesellschafter strikt vorrangig das Gesellschaftsinteresse zu beach-
ten 2 2 ; der Inhalt (das Wie) der Rechtsausübung wird also durch einen rein fremd-
nützigen Maßstab bestimmt. Es steht insoweit also die Funktion der organschaftli-
chen Kompetenz im Vordergrund. Das gleiche gilt für das Widerspruchsrecht aus 
§ 1 1 5 I HS 2 H G B als Ausfluß der Geschäftsführungskompetenz 2 3 . Indes: Was im 
Interesse der Gesellschaft liegt, ist häufig Ermessensfrage2 4 . Die Verpflichtung des 
Gesellschafters, die Förderung des gemeinsamen Zwecks zu beachten, besteht nur 
im Rahmen dieses Ermessens 2 5 . Der Gesellschafter hat ein eigenes Interesse daran, 
dies Ermessen selbst auszuüben und folglich selbst darüber (mit) zu bestimmen, 
was im Interesse der Gesellschaft liegt2 6 ; denn es ist sein Vermögen, das er einsetzt, 
und seine Autonomie, die er im Umfang der gesellschaftlichen Bindung zugunsten 
des Verbandes opfert. Das Stimmrecht erhält er im Gegenzug zur Aufopferung die-
ser Positionen; er hat sich mit dem Verbandsbeitritt entschieden, eine bestimmte 
Freiheitsbetätigung nicht alleine, sondern im Zusammenwirken mit anderen zu 
verfolgen. D a ß er dem Verband nicht allein als Entscheidungsträger, sondern als 
Freiheitssubjekt mit legitimem eigenem Interesse angehört, ergibt sich namentlich 
aus dem Verfassungsrecht: Art. 19 III G G erklärt juristische Personen für grund-
rechtsfähig, soweit die Grundrechte ihrem Wesen nach auf sie anwendbar sind. 

19 Ausführlich Hommelhoff, Konzernleitungspflicht, S.459ff.; ferner Klink, Mitgliedschaft, 
S. 155ff.; Schulz-Gardyan, Aktionärsklage, S. 67 

20 Auf diese Funktion des subjektiven Rechts wird sogleich näher eingegangen; vgl. unten IV 2 
b. 

21 Zutreffend Habersack, Mitgliedschaft, S. 192ff.; Hommelhoff, Konzernleitungspflicht, 
S.461. 

22 Vgl. Baumbach-Zöllner, GmbHG, Anh. §47 Rn.49; Fischer, NJW 1954, 777, 778; Göbel, 
Mehrheitsentscheidungen, S.99, 201; Henze, BB 1996, 489, 493; Heymann-Emmerich, HGB, 
§ 119 Rn. 17; Hueck, ZGR 1972, 237, 241, 253; ders., FS Nipperdey I, S.401, 410; Immenga, 
Kapitalgesellschaft, S.168; ders., FS 100 Jahre GmbHG, S.189, 199; Jüdel, Gesellschafterbe-
schlüsse, S.37f.; KK-Zöllner, AktG, §243 Rn. 180; Koppensteiner, in: Rowedder/Schmidt-Leit-
hoff, GmbHG, §47 Rn.130; Schneider, AG 1979, 57, 63; Seidel, Treupflichten, S.92ff., 95ff., 
127; Sester, Treupflichtverletzung, S. 142, 152; Staub-Ulmer, HGB, § 119 Rn. 12; Vogel, Gesell-
schafterbeschlüsse, S. 88 f.; Weber, Treubindungen, S.72, 76; Winter, Treubindungen, S.20, 172; 
Zöllner, Schranken, S.322f., 344 

23 Vgl. unten §7 E IV 1. 
24 BGH WM 1972, 489; Ernstberger, Mehrheitsherrschaft, S. 170; Fischer, NJW 1954, 777, 

778; Hueck, FS Nipperdey I, S.401, 412; Lutter, ZHR 153 (1989), 446, 457; Schlegelberger-
Martens, HGB, § 119 Rn.44; Weber, Treubindungen, S.72. 

25 KK-Zöllner, AktG, §243 Rn.182; Winter, Treubindungen, S.25; Zöllner, Schranken, 
S. 321. 

26 Zutreffend Flume, FS Rittner, S. 119, 121; Guntz, Treubindungen, S. 115; Winter, Treubin-
dungen, S. 106 
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Das Wesen der Grundrechte besteht darin, die Verwirklichung individueller Frei-
heit zu gewährleisten; sie sind daher auf juristische Personen anwendbar, soweit 
hinter deren Gründung und Betätigung ebenfalls die Ausübung individueller Frei-
heit steht27. Darin kommt deutlich zum Ausdruck, daß selbst das Grundgesetz die 
Verbandsmitglieder als Freiheitssubjekte, als Träger eigener Interessen anspricht. 
Damit ist die Reduktion der Gesellschafter auf ihre Funktion als Entscheidungs-
träger, welche eine totale Unterordnung unter das Verbandsinteresse impliziert, 
nicht vereinbar. Die Gesellschafter sind vielmehr Herren der Gesellschaft; die Be-
teiligung an dieser verkörpert, so das BVerfG, gesellschaftsrechtlich vermitteltes 
Eigentum28. Wenn Entscheidungen zur Geschäftsführung inhaltlich allein am Ge-
sellschaftsinteresse auszurichten sind, so ist dies Ausfluß des freiwillig eingegange-
nen Zweckförderungsversprechens. Das Ob der Ausübung von Mitwirkungsbe-
fugnissen ist dem Gesellschafter jedoch im eigenen Interesse verliehen. Darin 
kommt die Funktion des Entscheidungsteilhaberechts als subjektives Recht zum 
Ausdruck. Das Recht zur Teilhabe an Geschäftsführungsentscheidungen bezeich-
net man zutreffend als uneigennütziges Gesellschafterrecht bzw. Pflichtrecht29. 
Bei Beschlüssen in sonstigen, namentlich in Grundlagenangelegenheiten darf hin-
gegen der Gesellschafter auch eigene Interessen verfolgen, muß aber auf das Ver-
bandsinteresse Rücksicht nehmen30. Das gleiche gilt bei Entscheidungen über eige-
ne Vermögensrechte, vor allem bei der Ausübung des Gewinnrechts und bei der 
Realisierung des Gewinnanspruchs31. Hier ist der subjektive Rechtscharakter of-
fenkundig. 

III. Die Transformation des Teilhaberechts in einen 
durchsetzbaren Anspruch 

1. Die Bindung der Geschäftsführung an den Gesellschafter-Entscheid 

Wenn dem Gesellschafter ein Recht zusteht, an Verbandsentscheidungen mitzu-
wirken, so bedeutet dies zum einen, daß er selbst oder ggf. das Entscheidungsor-
gan, dem er angehört, gefragt werden muß, bevor Maßnahmen ausgeführt wer-

2 7 BVerfGE 21, 362, 369; 61, 82, 101; Classen, Wissenschaftsfreiheit, S. 116; Koppensteiner, 
NJW 1990, 3105, 3106; Schmidt-Aßmann, BB 1990, Beilage 34, S. 7; ders., FS Niederländer, 
S.383ff., 386f. Aus diesem Grunde hält die h.M. juristische Personen nicht für grundrechtsfähig, 
soweit hinter ihnen die öffentliche Hand steht; diese sei nicht freiheitsberechtigt, sondern frei-
heitsverpflichtet (sog. Konfusionsargument, vgl. BVerfGE 61, 82, 100; Classen, Wissenschafts-
freiheit, S. 117; Kirchhof, NVwZ 1988, 97, 99; Koppensteiner, NJW 1990, 3105, 3106). Weitere 
Nachweise auch zur Gegenansicht bei Schwab, Politikberatung, S. 8 ff. 

2 8 BVerfGE 14, 273, 276; 25, 371, 407; 50, 290, 342. 
2 9 Vgl. Fiume, Die Personengesellschaft, § 15 II 1 (S.263). 
3 0 Vgl. Göbel, Mehrheitsentscheidungen, S.100; Immenga, FS 100 Jahre GmbHG, S.189, 

200; Seidel, Treupflichten, S. 109; Stephan, Gesellschafterschaden, S. 174; Weber, Treubindun-
gen, S.165; Winter, Treubindungen, S.26ff. 

31 Hüffer, FS Steindorff, S.59, 62; Zöllner, Schranken, S.321f. 
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- eigener Anspruch 46 ff. 
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- räuberischer 180 
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AMG-Urteil 696 ff. 
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- sofortiges 494 f . 
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- AG 2 6 8 , 3 0 0 , 304 
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306ff . 
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Auflösung 
- übertragende 286 
Auflösungsbeschluß 2 8 3 , 627 
- Beschlußkompetenz 70 
- materielle Beschlußkontrolle 628 f. 
- positive Beschlußfeststellungsklage 

627f . 
- Projektionsidee 628ff . , 634 
Auflösungsklage 281 ff. 
- Beiladungsmodell 632 
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249 , 255 f. 

- Gestaltungsklageprinzip 624ff . 
- Gestaltungswirkung 311 f. 
- GmbH 624ff . , 692 
- KG 631 ff. 
- Klagegegner 631ff . , 704 , 706 , 710 , 

723 f. 
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599ff . , 609ff . , 6 2 2 , 723 
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Ausfallhaftung 49 , 71ff . , 190, 2 4 4 , 2 8 1 
Auskunftserzwingungsverfahren 297ff . 
Ausschließungsbeschluß 2 5 7 , 446f . , 4 9 6 , 

65 8 ff. 
- Anfechtung 673 ff. 
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- Rechtsmißbrauch 676ff . 
- Stimmverbot 675 , 679 
- unwirksamer 674f . , 678 
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Ausschlußklage 179ff . , 2 6 2 , 346 
- Abfindung 186, 243 ff., 716 

- Auflösungsmodell 24 8 ff. 
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- Aufrechnung 2 4 5 
- auflösende Bedingung 2 5 0 
- aufschiebende Bedingung 

245ff . , 2 5 0 , 2 5 2 
- Berechnungsstichtag 195 
- Feststellung des Ausschlußgrundes 

259 f . 
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teresses 2 5 9 
- Kapitalbindung 244ff . , 245 f . , 252 , 

254f f . 
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resses 245 
- KG 2 4 4 
- Mitwirkung des Ausschlußbeklagten 

2 4 6 
- O H G 243 ff. 
- vorläufige 250f . , 252ff . 
actio pro socio 2 3 1 , 235f f . , 2 5 6 , 
654f . , 711 , 715f . , 724f . 
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- Mehrheitsquorum 190ff . 
- Prozeßvoraussetzung 194 f. 
- Stimmverbot 194 , 2 2 7 
Gesellschafterwechsel 256ff . , 716 
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- Suspendierung der Gesellschafterrechte 
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681 
Austritt 
- aus wichtigem Grund 2 5 5 , 636 f. 
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- Beschlußanfechtung 385f . 
- Feststellungsklage 223f . , 412 f . 
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- Nebenintervention 

- streitgenössische 2 2 4 
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- Beschlußanfechtung 4 4 7 
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- Anerkenntnis 3 1 6 , 552ff . , 717 
- Anspruch auf rechtmäßige Beschlüsse 
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O H G 719 
- Anfechtungsgegenstand 719, 720 
- Klagefrist 720 
organübergreifende 514ff . , 721f . 
Parteiwechsel 367f . 
passive Prozeßstandschaft 496 
Passivrubrum 295, 326, 494 
Personengesellschaft 420 ff. 
- Anfechtungsbefugnis 450 ff. 
- Anfechtungsgegenstand 445 ff. 
- Klagefrist 439, 444 
- Klagegegner 43 8 f., 444, 547 
- Vertragsänderung 424 
Popularklage 276 
Prozeßkosten 234, 324ff . , 493f f . 
Prozeßstandschaft 700 
prozessuale Befugnis 288, 367 
Publikums-KG 422, 424 
Rechtshängigkeit 302 ff. 
rechtliches Gehör 311 ff. 
Rechtskraft 104, 111, 222, 273, 296f . , 
302, 308, 312, 314f. , 339, 384ff . , 406, 
428, 551 f., 575f . , 648f . 
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ses 268 
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Sondervorteil 333, 442, 718 
Stimmbindungsvertrag 499ff . , 721 
- Klagefrist 513f . 
Streitgegenstand 270f . , 303ff . , 362 
Streitgenossenschaft 314f. , 421 f. 
streitiger Beschluß 704, 707 
Streitwertspaltung 328 
subjektive Rechtsverletzung 276, 700 
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Treuepflicht 
- Klagefrist 397ff . , 436 
Treuepflichtverstoß 78 
Unterrichtung vom Prozeß 313, 
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unwirksamer Beschluß 447, 454ff . 
Veräußerung der streitbefangenen Sa-
che 366ff . 
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541 f. 
Vereinsrecht 575 

- Verfahrensfehler 
- Bekanntmachung der Tagesordnung 
299 
- Informationspfl ichtverstoß 298 
- potentielle Kausalität 297f . 
- Relevanztheorie 298f . 

- Vergleichsbeschluß 95 f. 
- Verhältnis zur Auskunftserzwingung 

297ff . 
- Verhältnis zur Registerkontrolle 291 ff. 
- Versammlungsleiter 195 
- Versäumnisurteil 554 
- Verteidigungspflicht der Gesellschafts-

organe 411, 716f . 
- Vertretungsmacht 316, 544, 613 
- Verzichtsbeschluß 95 f. 
- Vinkulierung 699ff . 
- vorläufige Wirksamkeit 440, 537, 674 
- Vorstandsbeschluß 

- Anfechtungsbefugnis 531 
- genehmigtes Kapital 530ff . 
- Klagefrist 531 
- subjektive Rechtsverletzung 530f . 

- Widerklage 417f . , 709 
- Widerspruch 453 f. 
- Zuständigkeit 646 
- Zweimanngesellschaft 642f . , 724 
Beschlußersetzende Gestaltungsklage 

464, 475 ff., 609 ff., 717, 720 
- Klagefrist 487ff . 
Beschlußmängelklage 15, 49 
- Anspruch auf Beschlußbeseitigung 15 
- mißbräuchliche 58 
- Prozeßverbindung 142 
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schlußanfechtung 
Beschlußunfähigkeit 569 
Betriebsübergang 164f. 
Bezugsrecht 
- Bezugsrechtsausschluß -»• s. dor t 
- Feststellungsklage 690 
Bezugsrechtsausschluß 13, 537f . , 675f . 
- Akt ionärs informat ion 521 ff. 
- Aufsichtsratsbeschluß 722 
- Beteiligungserwerb 522f . 
- Beurteilungsspielraum 283 
- Börsengang 522 
- Duldungspflicht 284 
- einstweilige Verfügung 527 
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- genehmigtes Kapital 13, 519ff . , 722 
- G m b H 189f. 
- Kapitalmarktflexibili tät 526ff . 
- Kompetenzschutzklage 13 
- Mehrhei t squorum 192 ff. 
- Mißbrauchskontrol le 187f. 
- sachliche Rechtfertigung 187f., 283 
- sachlicher Grund 522, 537f . 
- Stimmberechtigung 193 
- Teilausschluß 188f. , 192ff. , 283, 520 
- Treuepflicht 2 84 f. 
- Unterlassungsklage 520f . 
- Vermögensschutz 188 
- Vorabbericht 5 2 3 f f „ 722 
- Vorstandsbericht 283 
Bißsperre 136 
Buchwertklausel 354 
Bürgenhaftung 72 
Business judgement rule 143f. 

Corpora te Governance 614f. 

Delisting 5 Fn. 2 
Depotst immrecht 114f. 
Dividendenbeschluß 430, 503, 701 
- Nichtigkeit 291 (-<• s.a. Gewinnver-

wendungsbeschluß) 
Doppelwirkung im Recht 272 
Drittfeststellungsklage 664ff . 

Eheliche Lebensgemeinschaft 20f . , 2 7 
Ehescheidung 220 
Eigener Anteil 
- Ruhen der Mitgliedsrechte 174 
Einberufungsmangel 247, 401, 405 , 567 
Einberufungsquorum 40f. , 338, 481 
- AG 479 
- G m b H 479 
- KG 479f . 
- O H G 479f . 
- Personengesellschaft 472 
- positive Beschlußfeststellungsklage 

349f . 
Einforderungsbeschluß 47, 49, 72, 86ff. , 

95, 105ff. , 108ff. , 136, 177, 641, 714 
- actio pro socio 129 
- Anfechtung 97 
- Einlage 75, 89f., 185 

- Einlageanspruch 106 ff. 

- Entbehrlichkeit 641 
- Ermessen 89 
- Erzwingung 8 3 ff. 
- Gesellschaftsinterna 77ff . , 144 
- Hierarchieprinzip 79, 144 
- Insolvenz 144 
- Loyalitätskonflikt 76 
- nach rechtshängiger actio pro socio 

129 
- negativer 75, 111 
- Prozeßkosten 234 
- Schadenersatz 76ff. , 86ff. , 105f. 
- Sondervertreter 76 f., 83, 134, 142 f., 

641 
- Treuepflicht 80ff. , 81, 86, 115f. 
- Vorrang des Gesellschaftsinteresses 87, 

92 f. 
- Vorrang vor actio pro socio 80ff . 
- Wettbewerbsverbot 152 
- Zulässigkeitserfordernis für Klage 75 
- Zust immungspfl icht 475 
- Zweimanngesellschaft 641 
Einmanngesellschaft 530 
Einrede des nichterfüllten Vertrags 46 f., 

93 
Einstimmigkeitsprinzip 507 
Einstweilige Verfügung 254, 470, 527 
Einwendungen der Gesellschaft bei Ge-

sellschafterhaftung 667f . , 671 f. 
Einzelveräußerbarkeit 21 
Einziehungsbeschluß 191f., 258, 387, 

418, 674f . 
- Kapitalbindung 252f . 
- Mehrhei t squorum 191 f. 
- Rechtsmißbrauch 676ff . 
- unwirksamer 674f . 
Elterliche Sorge 20f. , 27ff . , 31 
Entlastung 243, 298 
Entziehungsklage 241 ff., 474 
- Aktivlegitimation 241 f. 
- mehrere Beklagte 241 
- Mitwirkungsklage 241 f. 
- Streitgenossenschaft 241 
- Vorrang des Gesellschaftsinteresses 

242f . 
Erbfolge 153 
Erledigung der Hauptsache 596, 599 
Eventualklage 611 ff. 
- actio pro socio 711 f. 
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- Ausschlußklage 711 f. 
- durch Dritte 711 
- gegen Dritte 708f . 
- Kompetenzschutzklage 541 ff. 
- Kündigungsschutzklage 542 
- uneigentliche 541 ff., 611 ff., 708 

Faktischer Konzern 69, 326 
Faktisches Organ 54 
Fehlerhafte Gesellschaft 2 0 0 
Feiten Sc Guilleaume-Urteil 605 , 607 
Feststellungsklage 
- Abfindung 2 4 7 
- Anfechtungseinwand 416 f . 
- Auflösung 692f . , 704 , 706f . , 710 
- Aufsichtsratsbeschluß 564f . 
- Ausschließungsbeschluß 2 5 7 
- Ausschlußgrund 260 
- Beiladungsmodell 223f . , 412f . , 662ff . 
- Beschlußanfechtung durch Dritte 4 3 7 
- Beschlußinhalt 704 , 719 
- Bezugsrecht 690 
- einstimmiger Beschluß 720 
- fehlende Beschlußverkündung 408ff . , 

445 
- fehlerhafter Beschluß 

- Aufsichtsrat 564 
- GmbH 384ff . 
- KG 421 
- O H G 421 

- gegen Dritte 664ff . 
- Geschäftsführungsbefugnis 690 
- Gesellschafterausschluß 711 
- Gesellschafterstatus 690 
- Gewinnverteilung 694f . , 706ff . 
- Grundlagenangelegenheiten 657ff . 
- inter-omnes-Wirkung 670f . 
- Jahresabschluß 690 
- Klagefrist 4 1 5 
- Kostengerechtigkeit 685 
- Mitgliedsstatus 658ff . , 680ff . 

- Beiladungsmodell 686f . 
- Prozeßkosten 684 

- Nebenintervention 461 
- negative 120, 128, 2 7 4 
- Nichtigkeitsklage 2 7 4 
- positive Beschlußfeststellung 340 
- Prozeßstandschaft 659 
- Rechtskraft 368 , 409 , 419 , 460f . , 660 , 

673 , 688 , 693ff . 

- Streitgenossenschaft 659ff . 
- unbeachtliche Stimmabgabe 465 
- unwirksamer Beschluß 355ff . , 4 1 9 , 

454f f . , 677 , 718 , 7 2 0 
- Vertragsänderung 6 9 0 
- Vertragsauslegung 690 
- Vertragswirksamkeit 6 9 0 
- Vertretungsmacht 660 , 681 ff. 
- Verwirkung 415 
- Wirksamkeit des Beschlusses 7 1 7 
- Zustandekommen des Beschlusses 4 6 1 
- Zweckförderpflicht 691 f. 
Flachglas-Urteil 511 f. 
Folgekostenvertrag 511 f. 
Forderungspfändung 165, 216ff . 
- Beiladung zum Einziehungsprozeß 

217 , 2 2 4 
- Hinterlegung 2 1 6 
- mehrere Gläubiger 216 f . 
Formwechsel 180f . 
Fortsetzungsklausel 227 , 229f . , 235f f . , 

2 4 3 , 4 7 2 
Freistellungsanspruch 72 
Fremdorganschaft 54 , 178, 199f . 
Funktionelle Parteilehre 587ff . 

Genehmigtes Kapital 13, 519ff . , 531 
- Aktienrechtsnovelle 5 2 9 
- Einkaufsbummel 5 2 7 
- Einmann-Vorstand 5 3 0 
- Gründerkrise 529 
- Vorstandsbeschluß 5 3 0 
Genußschein 4 3 0 , 4 3 8 
Geschäftsanteil 
- Kaduzierung s. dort 
- Vinkulierung 688 , 696ff . 
Geschäftsführer 
- Abberufung 645 ff. 
- Anfechtungsbefugnis 377ff . , 719 
- Enthaftung 538 
- Erklärungszuständigkeit bei Vinkulie-

rung 702 
- Hierarchieprinzip 186 
- Nichtigkeitsklage 380 f . 
- Treuepflicht 139 
- Vertretungsmacht 95 , 592 
- Weisung 3 7 7 
Geschäftsführender Gesellschafter 
- Ermessen 145 
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- Vertretungsmacht 432 
- Weisung 146 
Geschäftsführungsbefugnis 
- Entziehung 241 ff. 
- Feststellungsklage 690 
Geschäftsführungsbeschluß 9, 56f . , 66, 

77f. , 389f . 
- Aktionär 66 
- Anfechtung 

- Personengesellschaft 452 f. 
- außergewöhnliches Geschäft 148f., 

453, 455 , 720 
- Ermessen 9, 78, 350ff . 
- Kommandit is t 148f. 
- Stimmrecht 455 
- Treuepflicht 56f. , 279f . 
- unbeachtliche Stimmabgabe 465 f. 
- Vollzug von Gesellschafterbeschlüssen 

410 
- Vorrang des Gesellschaftsinteresses 9, 

56, 66, 87, 201, 472 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
- Rechtsfähigkeit 198f. 
Gesellschafterklage s. actio pro socio; 

Kompetenzschutzklage 
Gesellschafterwechsel 
- actio pro socio 152 ff., 256 
- Ausschlußklage 256ff . 
- Beschlußanfechtung 364ff . 
- einstimmiger Gesellschafterbeschluß 

505 
- Nichtigkeitsklage 368f. 
Gesellschaftsinteresse 
- Disposition der Gesellschafter 468f . , 

609, 628 f. 
- imaginäre Größe 29, 67 
- kein Vorrang bei Abfindung 245, 251 
- Vorrang bei 

- Ausschlußklage 229f . 
- Beitreibung von Sozialansprüchen 

345 f. 
- Entziehungsklage 242 f. 
- Geschäf tsführung 9, 66, 201, 472 
- Geschäf tsführerabberufung 242f . 
- Gesellschafterausschluß 264 
- Organhaf tung 621 
- Sozialansprüchen 264, 714 

Geständnis 315, 554 
Gestaltungsklage 111 

- Anfechtungsklage 268 f. 
- Ausschlußklage 181 f. 
- Beschlußanfechtung 504 
- Gestaltungsanspruch 181 ff. 
- Nichtigkeitsklage 270ff . 
- numerus clausus 443 
- öffentlichrechtliche Deutung 181 f. 
Gestaltungsurteil 
- echtes 220 
- Feststellungswirkung 259f . 
- numerus clausus 344 
- unechtes 220 
Gestaltungswirkung 217ff . , 306, 322 
- Auflösungsklage 624ff . 
- Ausschlußurteil 210 
- Beschlußanfechtung 222 
- inter omnes 217ff . , 270, 272f . , 312, 

408, 627 
- positive Beschlußfeststellungsklage 

339f . , 362 
Gewinnanspruch 65, 201 
Gewinnverteilung 354, 694f . , 706ff . 
Gewinnverwendung 58 
Gewinnverwendungsbeschluß 234, 503, 

516 
- Abzug von Prozeßkosten 234 
- G m b H 

- Erzwingung 482ff . 
Girmes-Urteil 180, 281 ff., 349 
Gläubigerschutz 
- Vorrang vor Ausschlußinteresse 253 
Gleichbehandlungsgebot 73 f., 81, 97, 

568, 652f. 
G m b H & Co. 452 
Gründerkrise 290, 529 
Grundlagenbeschluß 10, 59ff . , 455, 466 , 

472 
- Anpassung des Gesellschaftsvertrags, 

5 9 ff. 
- Beirat 516 
- Treuepflicht 280ff . 
Grundlagengeschäft 107 
Gutgläubiger Erwerb 612 

Hauptintervent ion 35, 98ff. 
- Abwehranspruch 99f . 
- actio pro socio 132f. , 657, 724f. 
- Ausschlußklage 655ff . , 724f . 
- Gerichtszuständigkeit 99 
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- Prozeßökonomie 99 
- Rechtskraft 101 f. 
Hauptversammlungsbeschluß 
- Legalitätskontrolle 288 
Hauptversammlungskompetenz 
- ungeschriebene 5 f. 
Höchstst immrecht 276, 328 
Holzmüller-Urteil 5f., 36, 516f . , 520, 

533ff . , 698 

Informationsmangel 
- AG 584f . 
- G m b H 584f . 
- KG 585 
- O H G 585 
Informationsrecht 65, 149ff. , 453, 528f . , 

579ff . , 623 
- G m b H 150 f. 
- Kommandit is t 149ff . 
Inhaltskontrolle 
- AGB 430 
Insichprozeß 288f . , 581, 586ff . 
Insolvenzantragspflicht 349, 398 
Insolvenzverwalter 125, 144, 61, 162, 

174, 176 
- Ablehnungsrecht 592 
- Freigabe von Massegegenständen 154, 

164, 1 7 4 , 5 8 1 , 5 8 8 
- funktionelle Parteilehre 588 
- Komplementärhaf tung 165 
- Organtheorie 592 m. Fn. 214 
- Partei kraf t Amtes 592 m. Fn. 214 
- Prätendentenstreit 589 
- Prozeßaufnahme 176, 598 
- Vertretertheorie 592 m. Fn .214 
- Verfahrensunterbrechung 598 
Interventionswirkung 671 
ITT-Urteil 50ff . , 57f . 

Jahresabschluß 298, 430 
Juristische Person 199f. 
- Grundrechtsfähigkeit 9f., 593 
Just izgewähranspruch 182, 312 

Kaduzierung 71, 75, 90, 97, 107, 183, 
184ff. , 689ff . 
Kapitalerhöhung 187, 189f., 283ff . , 291, 

519ff . , 537f . 
- Bezugsrechtsausschluß s. dor t 

- Durchführung 521, 531 f. 
- Einmanngesellschaft 530 
- Erwerb der Anfechtungsbefugnis 366 
- fehlerhafte Gesellschaft 538 
- Kompetenzschutzklage 532 
- positive Beschlußfeststellungsklage 

349 
- Registrierung 521, 538 
- Zwangslöschung 280f . , 349 
Kapitalherabsetzung 281ff . , 431, 502 
- positive Beschlußfeststellungsklage 

349 
Kapitalmarktrecht 13 f. 
- Verhältnis zum Gesellschaftsrecht 

528f . 
Klageänderung 127, 271 
Klage auf künft ige Leistung 543 
Klagerücknahme 127, 159, 176, 542, 

612f . 
Klageverbindung 409, 541 ff., 547f . 
- Beschlußanfechtung 3 02 ff. 
- Beschlußfeststellungsklage 478 
Klageverzicht 315 
Kleine AG 391 f., 400, 404f . , 415 
Kommandit is t 
- Anfechtungsbefugnis 720 
- Einlagenverzinsung 467f . , 473 
- Geschäftsführungsbefugnis 148f. 
- Informationsrecht 149f. , 623 
- Kompetenzschutzklage 622f . 
- Zus t immung zum neuen Komplemen-

tär 4 6 7 
Kommanditgesellschaft 
- außergewöhnliches Geschäft 6, 8, 

148f. , 681 
- Informationsrecht 149ff . 
- Kapitalanteil 108 
- präventive actio pro socio 715 
- präventives Klagerecht 145 ff. 
- Vererbung 680 
Kompetenzschutzklage 5ff . , 141 f., 148 
- Abwehranspruch 14, 19ff. , 38 
- Aktivlegitimation 12 ff. 
- bei Beschlußanfechtung 11 f. 
- Beschlußvollzug 536ff . , 593 
- Bezugsrechtsausschluß 13, 520f . , 722 
- Deliktsrecht 19 ff. 
- Erfüllungsanspruch 36, 38ff 44, 713 
- Ersatzaufsichtsrecht 18f., 602f . 
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- gegenläufige Beschlußanfechtung 
544ff . 

- Kapitalerhöhung 532 
- Kapitalmarkt 13 f. 
- keine allgemeine Rechtsaufsicht 147 
- Klagefrist 533ff . 
- Klagegegner 5 8 4 
- konkurrierende 535ff . 
- nach Verweigerung der Stimmabgabe 

4 6 9 
- organschaftliche 602ff . , 610 

- KG 622f . 
- O H G 622f . 

- Passivlegitimation 3 9 f. 
- prozessuale Befugnis 14ff. 
- Prozeßkosten 548f . 
- Prozeßverbindung 142 
- Rechtskraft 539 f . 
- Schadensersatz 14, 37f . 
- unbefugte Teilnahme an der Abstim-

mung 4 0 f. 
- unklarer Beschlußinhalt 412 
- Unterlassungsanspruch 6 , 1 1 ff., 25 , 

58 , 536ff . 
- Unterrichtung vom Prozeß 539ff . 
- verbandsrechtliche Grundlage 36 ff. 
- Verbindung mit Beschlußanfechtung 

541 ff. 
- Verwirkung 4 6 9 
- Verzicht auf Sozialansprüche 96 
- Vinkulierung 702 
- Vollzugsanspruch 6f. , 11, 1 3 , 2 5 
- Zustimmungsvorbehalt 723 
- Zweimanngesellschaft 644 , 724 
Komplementär 
- ohne Geschäftsführungsrecht 149 (-> 

s.a. geschäftsführender Gesellschafter) 
Konfusionsargument 66 
Kostengerechtigkeit 
- Ausschlußklage 232ff . 
- Beschlußanfechtung 493 f. 
- Feststellungsklage 685 
- Zweimanngesellschaft 639f . 
Kündigung 715 f. 
- außerordentliche 197 
- durch Gesellschaftergläubiger 2 4 9 
Kündigungsschutzklage 542 

Legalzession 72 

Lehre von der fehlerhaften Gesellschaft 
62f . , 633 

- Kapitalerhöhung 538 
Leistungsvermehrung 2 4 4 , 353 , 4 1 8 , 

4 7 9 , 675 
Linotype-Urteil 285 f. 

Materiellrechtliche Abhängigkeit 667ff . 
Mediatisierung der Parteirolle 2 6 5 , 318 , 

324 , 3 2 6 , 387 , 405f . , 4 1 1 , 413f . , 4 9 4 , 
551ff . , 583 , 624ff . 

Mehrheitsprinzip 326ff . , 345ff . , 353 , 
374ff . , 4 1 1 , 4 2 3 , 435f . , 439ff . , 4 4 6 , 
4 5 4 , 4 7 1 , 4 7 9 , 503 , 507 , 571 , 716 

- Bestimmtheitsgrundsatz 4 4 8 f. 
- Kernbereichslehre 4 4 9 
Mehrseitiger Gestaltungsprozeß 212f f . , 

2 2 8 , 631 f. 
- Kostenrisiko 232 f . 
Minimax-Urteil 180 
Mitbestimmung 70 , 147, 378f . , 5 6 8 , 606 
Mitgliedschaft 
- Herrschaftsrecht 27 
- sonstiges Recht 22ff . , 278 
- subjektives Recht 19 ff. 

Nacherbfolge 153, 162 
Nachlaßverwalter 154, 176 
Nachschußpflicht 2 3 5 , 498 
Nebenintervention 
- actio pro socio 129, 132f . , 169 
- Auflösungsklage 311 f. 
- Ausschlußklage 204ff . , 217f . , 237 f . 
- Beschlußanfechtung 311ff . , 4 3 9 
- streitgenössische 102ff . , 109, 129 , 

157, 169, 237f . , 2 6 5 , 313ff . , 4 0 6 , 634 
- actio pro socio 4 7 6 , 714 
- Auflösungsklage 625 
- Ausschlußklage 650 , 655f . , 715f . 
- Beiladungsmodell 2 2 4 
- Beschlußanfechtung 552ff . , 717 
- Feststellungsklage 4 6 1 
- Interventionsbefugnis 319ff . 
- positive Beschlußfeststellungsklage 
342 ff., 361f . , 463 

- Veräußerung der streitbefangenen Sa-
che 157 

Nichtigkeit 
- Aufsichtsratsbeschluß 516 , 5 6 3 , 566ff . 
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- Beschlußmängel 
- Einberufungsmangel 4 0 1 , 567 (-> s. 
auch dort) 

- Dividendenbeschluß 2 9 1 
- Einziehungsbeschluß 252 f . 
- Formmangel 4 2 6 
- Gesetzesverstoß 425 f . 
- Gleichbehandlungsgebot 568 
- interne 3 8 3 , 427ff . 
- Kompetenzüberschreitung 569 
- negativer Einforderungsbeschluß 75 
- öffentliches Interesse 568 
- Sittenwidrigkeit 4 2 5 f. 
- Stimmabgabe 609 
- Vinkulierung 701 
Nichtigkeitsklage 
- Anspruch auf rechtmäßige Beschlüsse 

277ff . 
- Aufsichtsratsbeschluß 608 
- Beschlußmängel 2 4 7 , 386ff . , 530 , 718 

- Gestaltungsklage 270ff . , 356 
- Heilung 389 , 391 , 395 
- Klagegegner 294ff . 
- Mitgliederwechsel 368f . 
- öffentliches Interesse 433 f . 
- Personengesellschaft 448 
- Verhältnis zur Anfechtungsklage 
356 

- erschlichene Zustellung 323 
- Feststellungsklage 2 7 4 
- Geschäftsführer 380f . 
- Streitgegenstand 270f . , 304 , 306 
- Wiederaufnahme 2 0 8 , 2 3 6 , 316 , 

322f . , 5 5 5 , 559 , 561 
Nichtvermögensrechtliche Streitig-

keit 587 
Nießbrauch 20 f. 
Notfrist 3 96 f. 

Objektives Rechtsbeanstandungsverfah-
ren 580 f . 

Opel-Urteil 605 ff. 
Organhaftung 54f . , 144, 619ff . 
Organpflicht 17 
- Zweckförderung 143 
Organrecht 17 
Organstreitigkeiten 562ff . , 722 f . 
- actio pro socio 615f . 
- funktionelle Parteilehre 587f f . 
- Gesellschaft als Partei 5 83 ff. 

- Informationsanspruch 579ff . 
- Klagegegner 5 95 f. 
- Mitgliederwechsel 596f f . 
- objektives Rechtsbeanstandungsverfah-

ren 580 f . 
- Organrechtsfähigkeit 579f . , 590f f . 
- Parteifähigkeit 5 9 4 
- Prozeßkosten 584 , 613 
- Prozeßstandschaft 5 8 1 f., 603 
- Trennung von Amt u. Person 598 f. 
- Vertretungsmacht 5 7 9 

Parteibegriff 121 
Parteibeitritt 131 f. 
Parteifähigkeit 
- Organe 5 9 4 
- Vorstand 288 
Parteiwechsel 153ff . , 366f . 
- gewillkürter 158 , 174f . , 613f . 
- Organstreitigkeiten 5 9 7 
- Rückfall der Prozeßführungsbefugnis 

172 ff. 
Passivrubrum 2 9 5 , 3 2 6 , 4 9 4 
Patronatserklärung 606 f. 
Personalistische Gesellschaft 107 , 2 0 1 , 

391 f., 3 9 5 , 3 9 9 , 4 0 6 , 423f . , 4 3 8 , 719 
Pfandrecht 20 f. 
Pflichtrecht 1 0 , 2 8 
Planungsermessen 
- Vorabbindung 511 f. 
Positive Beschlußfeststellungsklage 96 , 

141 , 328ff . , 345ff . , 470 f . , 4 7 7 , 7 1 7 
- Ablehnungsbeschluß 329f . 
- Anfechtungseinwand 360ff . , 416 f . 
- Auflösungsbeschluß 627f . 
- Auflösungsquorum 2 4 0 
- Aufsichtsratsbeschluß 608 f., 611 
- beschlußersetzende Gestaltungsklage 

326 ff. 
- Einberufungsquorum 349f . 
- Einforderungsbeschluß 84, 115f . 
- Ermessensfehler 350f f . 
- fehlerhaft festgestelltes Abstimmungs-

ergebnis 328f . 
- Gestaltungswirkung 339f . , 3 6 2 , 4 7 0 f . 
- Individualzustimmung 353ff . 
- Kapitalerhöhung 349 
- Kapitalherabsetzung 349 
- Klagebeschluß für Gesellschafteraus-

schluß 2 4 0 
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- Klagefrist 340 , 4 9 0 
- Nebenintervention 342f . , 361 f., 463 
- objektive Rechtskontrolle 340 
- rechtliches Gehör 541 ff., 348 
- Rechtskraft 3 6 2 
- Rückwirkung 340 , 701 
- Satzungsänderung 347ff . 
- Sonderbeschluß 359f . 
- treuwidriger Ablehnungsbeschluß 

330ff . 
- Unterrichtung vom Prozeß 341 f. 
- unwirksamer Beschluß 718 
- Verbindung mit Anfechtungsklage, 

340f . , 345ff . , 478 
- Vereinfachungsfunktion 326ff . , 4 6 4 
- Vinkulierung 699ff . , 725 
- Vorrang des Gesellschaftsinteresses 

345 ff. 
- Zustimmungsklage 342ff . 
- Zustimmungsvorbehalt 723 
Privatautonomie 326 f., 344 
Präklusion 
- verspätetes Parteivorbringen 307f . 
- von Anfechtungsgründen 306 ff. 
- wegen Verspätung 175 
Privatautonomie 127f . , 134 
Projektionsidee 68 , 141, 197ff . , 2 3 0 , 

231 , 2 8 4 , 3 1 5 , 628ff . , 634 
- Prozeßkosten 23 3 ff. 
Prozeßabweisung 172 
Prozeßeröffnungsbefugnis 127f . , 132, 

175, 208 
Prozeßfähigkeit 208 , 597f . 
Prozeßhandlungsbefugnis 127f . , 2 0 8 
Prozeßkosten 708 ff. 
- actio pro socio 81, 102f . , 112, 159 , 

621 f. 
- Beschlußanfechtung 234 
- Einforderungsbeschluß 2 3 4 
- Feststellungsklage 684 
- Gewinnverwendungsbeschluß 2 3 4 
- Kompetenzschutzklage 548f . 
- Organstreitigkeiten 5 8 4 , 613 
- Projektionsidee 233f f . 
- Treuepflicht 233f . 
- Veräußerung der streitbefangenen Sa-

che 155 
- Zweckförderpflicht 234 f . 
Prozeßökonomie 171f. , 205f . , 2 2 4 , 

225f . , 2 2 8 , 230f . , 301 , 309 , 378 , 4 1 1 , 
4 1 2 , 4 4 8 , 4 7 1 , 502f . , 543f . , 608 , 
620ff . , 630 , 638 , 640 , 724 

- Hauptintervention 99 
- Kehrseite des Zweckverfolgungsgedan-

kens 238 
- Veräußerung der streitbefangenen Sa-

che 156 
Prozeßstandschaft 17, 50 
- Abberufungsduell 647 
- actio pro socio 73 , 109, 118ff . , 159, 

604 
- Ausschlußklage 184f . , 235f f . 
- Feststellungsklage 659ff . 
- gewillkürte 

- Beschlußanfechtung 700 
- Vinkulierung 697 , 701 , 725 

- Kapitalerhöhung 2 9 1 
- Mißbrauch der Prozeßführungsbefug-

nis 128 
- Mitwirkungsklage bei Gesellschafter-

ausschluß 2 0 5 , 207ff . 
- Organstreitigkeiten 581 f., 586ff . , 603 
- passive 

- Beschlußanfechtung 4 1 1 , 4 9 6 
- Rechtskraft 119ff . , 175, 235f . , 641f . 
- rechtsträgerlose 586 
- Tod des Prozeßstandschafters 174 f. 
- Unterhaltsprozeß 175 
- Verlust der Prozeßführungsbefugnis 

172 ff. 
- Vertragskonzern 113f . 
- Wechsel der Prozeßführungsbefugnis 

160f . 
- Zwangsverwaltung 175 
Prozessuale Waffengleichheit 639 
Prozeßunterbrechung 133 
Prozeßverbindung 
- Anfechtung 97 
- Beschlußmängelklage 142 
- Kompetenzschutzklage 142 
- Schadenersatz 97 
Prüfungsbericht 596 
Publikums-KG 1 9 0 , 4 2 2 , 4 2 4 , 4 5 2 , 

459f . , 465f . , 4 6 7 

Rechtliches Gehör 134, 262 , 311ff . , 348 , 
407f . , 4 3 2 , 669f . , 717 

- actio pro socio 97f . , 104 
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- positive Beschlußfeststellungsklage, 
541 ff. 
Rechtsbeanstandungsverfahren 
- objektives 15, 148, 287ff . , 716 
Rechtsfähigkeit 
- Gesellschaft bürgerlichen Rechts 198f. 
- Organe 579f . , 590ff . 
- relative 591 
Rechtshängigkeit 
- actio pro socio 118ff. , 132, 715 
- Beschlußanfechtung 302ff . 
Rechtskraft 
- actio pro socio 118ff. , 715 
- Anfechtungsurteil 111 
- Auflösungsklage 624ff . 
- Ausschlußklage 219 
- Ausschlußurteil 210 
- Beiladungsmodell 560 
- Beschlußanfechtung 104, 222, 273, 

296f . , 302, 308, 312, 314f . , 321ff . , 
339, 384ff . , 406, 428, 551f . , 575f. , 
648 f. 

- Dri t twirkung 668ff . 
- Feststellungsklage 368, 409 , 419, 

460f . , 660, 673, 688, 693ff . 
- Hauptintervent ion 101 f. 
- Insolvenzprobe 122 f. 
- klagabweisendes Urteil 387 
- Klageabweisung 273 f., 551 f. 
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